
 

Niederschrift 
 
über die 19. Sitzung des Rates der Stadt Geilenkirchen am Mittwoch, dem 
24.10.2012, 18:00 Uhr im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 Geilenkirchen 
 
 
 

Tagesordnung 
 
 1 .  Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
 2 .  Einführung und Verpflichtung eines neuen Ratsmitglieds 

Vorlage: 706/2012 
  
 3 .  Neubesetzung der Ausschüsse 

Vorlage: 707/2012 
  
 4 .  Beratung und Beschlussfassung über die Fortführung der Versuchsphase 

zur Abschaltung der Straßenbeleuchtung bei Nacht 
Vorlage: 703/2012 

  
 5 .  2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 der Stadt Geilenkirchen Ge-

ltungsbereich: Fläche im Bereich des "Flussviertels" zwischen der Ruhrstra-
ße, der Hünshovener Gracht und südlich des Spielplatzes 
Vorlage: 675/2012 

  
 6 .  2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 34 der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche im Stadtkern, östlich der Wurmbrücke zum Wurm-
auenparkplatz, am nördlichen Ende der Straße In der Au 
- Beratung über die während der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 
BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
- Verabschiedung der Bebauungsplanänderung als Satzung 
Vorlage: 679/2012 

  
 7 .  66. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche in Geilenkirchen, östlich der Landstraße zwischen 
dem Regenrückhaltebecken und der Straße nach Hochheid 
- Beratung über die während der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 
BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
- Verabschiedung der Flächennutzungsplanänderung 
Vorlage: 680/2012 

  
 8 .  2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 96 der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche in Geilenkirchen, östlich der Landstraße zwischen 
dem Regenrückhaltebecken und der Straße nach Hochheid 
- Beratung über die während der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 
BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
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Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
- Verabschiedung der Bebauungsplanänderung als Satzung 
Vorlage: 681/2012 

  
 9 .  Antrag der SPD-Fraktion auf Wiedereinführung des Fahrzeugkennzeichens 

GK für die Stadt Geilenkirchen 
Vorlage: 705/2012 

  
 10 .  Antrag der FDP-Fraktion auf Verringerung der Zahl der Ratsmitglieder von 

38 auf 34 
Vorlage: 710/2012 

  
 11 .  Anfrage nach § 17 der Geschäftsordnung der FDP-Fraktion zum derzeitigen 

Stand des Ausbaus der L 364n 
Vorlage: 709/2012 

  
 12 .  Anfragen nach § 17 der Geschäftsordnung der Stadt Geilenkirchen 
  
 13 .  Fragestunde für Einwohner 
  
 
Anwesend waren: 
 

Vorsitzende/r 
1.  Bürgermeister Thomas Fiedler  

Mitglieder 
2.  Nikolaus Bales  
3.  Marko Banzet  
4.  Franz Beemelmanns  
5.  Hans-Jürgen Benden  
6.  Herbert Brandt  
7.  Karl-Peter Conrads  
8.  Klaus Dohlen  
9.  Dr. Stefan Evertz  
10.  Toska Frohn  
11.  Theresia Hensen  
12.  Johannes Henßen  
13.  Horst-Eberhard Hoffmann  
14.  Karin Hoffmann  
15.  Rainer Jansen  
16.  Michael Kappes  
17.  Nils Kasper  
18.  Stefan Kassel  
19.  Wilfried Kleinen  
20.  Heinz Kohnen  
21.  Christian Kravanja  
22.  Leonhard Kuhn  
23.  Gerd Latour  
24.  Markus Melchers  
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25.  Manfred Mingers  
26.  Dr. Joachim Möhring  
27.  Uwe Neudeck  
28.  Hans-Josef Paulus  
29.  Manfred Schumacher  
30.  Barbara Slupik  
31.  Kurt Sybertz  
32.  Raimund Tartler  
33.  Ruth Thelen  
34.  Marlis Tings  
35.  Wilhelm Josef Wolff  

von der Verwaltung 
36.  Beigeordneter Herbert Brunen  
37.  I. Beigeordneter Hans Hausmann  
38.  Peter Klee  
39.  Nathalie Kwade bis Ende TOP 4 

Protokollführer 
40.  Tina Beckers-Offermanns  

Es fehlten: 
41.  Uwe Eggert  
42.  Johann Graf  
43.  Gabriele Kals-Deußen  
44.  Harald Volles  

 
 
Bürgermeister Fiedler eröffnete um 18:00 Uhr die 19. Sitzung des Rates der Stadt 
Geilenkirchen und begrüßte die anwesenden Ratsmitglieder und das Publikum. Er 
stellte die ordnungsgemäße Einladung und Beschlussfähigkeit des Rates fest. Die 
Stadtverordneten Volles, Graf und Kals-Deußen hätten sich entschuldigt. Auch sein 
geschätzter Stellvertreter Eggert sei heute nicht zugegen. Sein Gesundheitszustand 
habe sich mittlerweile gebessert, dennoch werde er nicht vor Jahresende in die Mitte 
des Rates zurückkehren. Er spreche vermutlich für alle, wenn er dem Stadtverordne-
ten an dieser Stelle weiterhin eine gute Genesung wünsche. Ergänzungen der Ta-
gesordnung gebe es seitens der Verwaltung nicht. Auch seitens des Rates seien 
keine Ergänzungswünsche geäußert worden. Beanstandungen der letzten Nieder-
schrift habe es nicht gegeben. 
 
 
TOP 1 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 
a) Bürgermeister Fiedler teilte mit, dass mit Ratsbeschluss vom 29.02.2012 die Ver-
waltung damit beauftragt worden sei, ein Klimaschutzkonzept zu erstellen und dafür 
Fördermittel einzuwerben. Der Zuwendungsbescheid in Höhe von 37.969 € sei der 
Verwaltung Ende September 2012 durch das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) zugestellt worden. Derzeit bereite die Verwal-
tung die Ausschreibung vor. Über die eingegangenen Angebote und das weitere 
Vorgehen werde er den Rat unterrichten. Es sei geplant, mit der Erstellung eines 
Klimaschutzkonzeptes durch einen externen Dienstleister Anfang 2013 zu beginnen.  
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b) In der Sitzung des Rates am 04.07.2012 sei auf die Einführung einer Beschluss-
kontrolle über das Programm Session ab der zweiten Jahreshälfte 2012 hingewiesen 
worden. Vor diesem Hintergrund hätten die Schriftführerinnen und Schriftführer der 
jeweiligen Gremien für eine Beschlusskontrolle relevante Tagesordnungspunkte ihrer 
Sitzungen bearbeitet. Um den Rat entsprechend zu informieren, werde den Nieder-
schriften der Ratssitzungen künftig eine Liste mit noch offenen Beschlüssen beige-
fügt und es werde ab heute so praktiziert. 
 
c) Der Sitzungskalender für das kommende Jahr sei mit den Fraktionsvorsitzenden 
Ende September/Anfang Oktober abgestimmt worden und liege allen heute als 
Tischvorlage vor. Im Vergleich zu den vergangenen Jahren sei in der ersten Jahres-
hälfte ein weiterer Sitzungsblock untergebracht worden. Dies sei der Tatsache ge-
schuldet, dass der Themenreichtum bspw. aufgrund des Haushaltssicherungskon-
zeptes immer umfangreicher werde und auch die Summe notwendiger Beschlüsse 
immer weiter ansteige. Daneben sei auf Wunsch der SPD-Fraktion eine größere 
Zeitspanne für die Sommerpause berücksichtigt worden. In Zusammenhang mit dem 
eben angesprochenen zeitlichen Aufwand für die einzelnen Sitzungen erinnere er 
ausdrücklich an die Geschäftsordnung des Rates der Stadt. Diese sehe in § 12 zur 
Redeordnung in den Sitzungen vor, dass die Redezeit höchstens fünf Minuten betra-
ge und ein Ratsmitglied zu einem Tagesordnungspunkt höchstens zweimal sprechen 
dürfe. Anträge zur Geschäftsordnung blieben hiervon natürlich unberührt. Daneben 
sei in § 17 explizit erwähnt, dass eine Aussprache zu Anfragen nach § 17 nicht statt-
finde. Die Einhaltung der Geschäftsordnung in diesen Punkten fördere die Effizienz 
und Stringenz in den Sitzungen. Bürgermeister Fiedler bat um Beachtung dieser 
Punkte. Natürlich seien die Sitzungen der Ausschüsse und des Rates in den vergan-
genen Monaten sehr lebendig gewesen, er denke bspw. an die letzten Sitzungen des 
Umwelt- und Bauausschusses oder des Ausschusses für Stadtentwicklung und Wirt-
schaftsförderung. Dennoch seien solche Sitzungen sehr zeitaufwendig, so dass die 
Einhaltung der Geschäftsordnung sicherlich für alle zweckdienlich sei. 
 
 
TOP 2 Einführung und Verpflichtung eines neuen Ratsmitglieds 

Vorlage: 706/2012 
 
Bürgermeister Fiedler führte aus, dass die meisten sicherlich schon wüssten, dass 
der Stadtverordnete Manfred Solenski fristwahrend und formgerecht um Entbindung 
von seinem Ratsmandat gebeten habe. Als Ortsvorsteher bleibe er weiterhin im Amt. 
Offiziell werde er in der Sitzung des Rates vor Weihnachten verabschiedet. Der 
Schmerz, Herrn Solenski als langjähriges Ratsmitglied zu verlieren, könne in der 
heutigen Sitzung zumindest geschickt durch die Einführung und Verpflichtung des 
neuen Ratsmitglieds, Herrn Nils Kasper, überwunden werden. Der Stadtverordnete 
Kasper senke denn auch den Altersdurchschnitt des Rates mit seinen 28 Jahren er-
heblich. Sein Eintritt in den Rat mache zudem deutlich, dass Nachwuchs im politi-
schen Bereich heranwachse. Vielen sei der neue Stadtverordnete als politisch aktiver 
Mensch und sachkundiger Bürger der FDP bereits bekannt und er begrüße ihn nun 
auch in der Mitte des Rates sehr herzlich und hoffe auf eine gute Zusammenarbeit. 
Bürgermeister Fiedler verlas die Verpflichtungsformel „Ich verpflichte mich, dass ich 
meine Aufgaben nach bestem Wissen und Können wahrnehmen, das Grundgesetz, 
die Verfassung des Landes und die Gesetze beachten und meine Pflichten zum 
Wohle der Stadt erfüllen werde.“, die der Stadtverordnete Kasper wiederholte. 
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TOP 3 Neubesetzung der Ausschüsse 
Vorlage: 707/2012 

 
Bürgermeister Fiedler fuhr fort, dass das Ausscheiden Herrn Solenskis und die Ein-
führung eines neuen Ratsmitglieds auch die Neubesetzung der Ausschüsse und 
Drittorganisationen nach sich ziehe. Die FDP-Fraktion habe einen Vorschlag unterb-
reitet, über dessen Abstimmung er aufrufe. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat beschloss die Neubesetzung der Ausschüsse entsprechend dem Antrag der 
FDP-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 35 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 

 
TOP 4 Beratung und Beschlussfassung über die Fortführung der Versuchs-

phase zur Abschaltung der Straßenbeleuchtung bei Nacht 
Vorlage: 703/2012 

 
Bürgermeister Fiedler erklärte, dass die Verwaltung einen Beschlussvorschlag un-
terbreitet habe, den er den Zuhörern zum besseren Verständnis vorlese. Unter Punkt 
a) heiße es: „Der Rat beauftragt die Verwaltung, die Straßenbeleuchtung zum erst-
möglichen Zeitpunkt in den Einschaltstatus vor dem 01.07.2012 zurück zu verset-
zen.“ Unter b) heiße es weiter: „Die Verwaltung wird beauftragt, den Einsparbetrag 
von 70.000 € p.a. an anderer Stelle im Haushalt auszuweisen. Die Verwaltung möge 
dazu die Erhöhung der Grundsteuer B und Energieeinsparungen zum Beispiel durch 
den Wechsel der Beleuchtungstechnologie anstreben.“ 
 
Stadtverordneter Wolff meinte, dass das Thema ausgiebig im Ausschuss diskutiert 
worden sei. Seine Fraktion habe nach der Abschaltung Handlungsbedarf gesehen 
und daher den Antrag auf Wiedereinschaltung gestellt. Die Akzeptanz in der Bevöl-
kerung für die Nachtabschaltung sei aus diversen Gründen nicht vorhanden gewe-
sen. Nun sei die Frage der Gegenfinanzierung gestellt worden, für die die Verwaltung 
in ihrer Vorlage auch Vorschläge unterbreite. So sei die Anhebung der Grundsteuer 
B eine mögliche Einnahmequelle, um die Kosten der Straßenbeleuchtung zu decken. 
Dem stimme seine Fraktion zu. Weitere Einsparpotenziale müssten ebenfalls erörtert 
werden. In Betracht komme bspw. der Einsatz von LED als Leuchtmittel.   
 
Stadtverordneter Benden stimmte zu, dass die Empfindungen in der Bevölkerung in 
den letzten Wochen und Monaten deutlich zum Ausdruck gekommen seien. So seien 
die 1.100 Beschwerden sicherlich nicht das Maß aller Dinge. Wären weitere Umfra-
gen erhoben worden, hätten sich bestimmt noch mehr Leute gegen die Nachtab-
schaltung ausgesprochen. Der ganze Versuch sei eine Gratwanderung gewesen. 
Nun habe die Bevölkerung entschieden, dass es so nicht weitergehe. Verschiedene 
Dinge wolle er jedoch anmerken: Zum einen müsse er den schlechten Informations-
fluss seitens der Verwaltung kritisieren. In den Fraktionen sei wochenlang über die 
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Erhebung der Grundsteuer B und der Gewerbesteuer als Gegenfinanzierungsmaß-
nahme zur Wiedereinschaltung der Straßenbeleuchtung diskutiert worden. Am 22.10. 
sei dann ein Schreiben des Landrats übermittelt worden, das inhaltlich konkret die 
Grundsteuer B und die Gewerbesteuer behandele. Das Papier sei der Verwaltung 
aber schon am 09.09. zugegangen. Hier habe er eine zeitigere Weitergabe der Un-
terlagen erwartet. Weiter habe ihn geärgert, dass die Verwaltung in persönlichen Ge-
sprächen mit den Stadtverordneten geäußert habe, dass es keine technischen Mög-
lichkeiten für eine kostengünstigere Abschaltung gebe. Wie er jetzt erfahren habe, 
wäre aber durch eine einmalige Investition von 12.500 € eine jährliche Einsparung in 
Höhe von 31.000 € möglich gewesen. Nun habe man 9.000 € investiert. Durch den 
Differenzbetrag von 3.500 € hätte also schon einiges erreicht werden können und es 
wäre besser gewesen, als das jetzige Debakel. Den Beschlussvorschlag der Verwal-
tung würde seine Fraktion gerne dahingehend erweitern, dass schnellstmöglich 
technisch so umgerüstet werde, dass jede 2. Leuchte brenne. Zudem sei ihm wichtig, 
dass Geilenkirchen nicht die letzte sondern eine der ersten Städte sei, die flächende-
ckend auf LED-Technik umrüste. Auf diese Weise ließe sich sehr viel Strom einspa-
ren und sehr viel Geld sparen.  
 
Stadtverordneter Conrads erörterte, dass er dem Stadtverordneten Benden voll zu-
stimme, wenn er sage, dass ab sofort nur jede 2. Lampe eingeschaltet werden solle. 
Zusätzlich dürfe auf die Nachtabschaltung aber nicht verzichtet werden. Er frage, 
worum es eigentlich gehe – nämlich um den Haushalt und nicht um das Befinden 
einzelner. Mit der Nachtabschaltung werde ein positiver Beitrag zur Haushaltskonso-
lidierung geleistet und wenn die Entwicklung der Strompreise berücksichtigt werde, 
knacke man im kommenden Jahr vermutlich schon die 100.000 € Grenze. Hier gehe 
es um einen ordentlichen Batzen Geld. Würde zusätzlich noch jede zweite Lampe 
bei Beleuchtung ausgeschaltet, rede man schnell von 120.000 bis 130.000 €. Gesagt 
werde, dass die Einschaltung des Lichts von der Mehrheit der Geilenkirchener Be-
völkerung gefordert werde. Aus der Vorlage der Verwaltung könne er diese Fakten 
nicht entnehmen. Vielmehr hätten sich 0,35 % der Bürgerinnen und Bürger mit ihrer 
ablehnenden Meinung direkt an die Verwaltung gewandt. 3,5 % der Geilenkirchener 
hätten sich per Unterschrift geäußert. Man müsse jedoch das Fünfzehnfache dieser 
Zahlen nehmen, um eine Mehrheit zu erreichen. Man müsse sich in der Angelegen-
heit aber auch mit den Sachargumenten befassen. Offensichtlich habe es Fälle ge-
geben, in denen der eine oder andere Mitbürger ein Hindernis übersehen habe oder 
gestolpert sei. Ob der Grund jeweils ausschließlich in der herrschenden Dunkelheit 
zu suchen gewesen sei, könne er nicht beurteilen. Aber eine Taschenlampe wäre in 
diesen Fällen ein gutes Gegenmittel gewesen. Das häufigste Argument finde sich 
aber in unterschiedlichen Sorgen und gefühlter Angst. Das Sicherheitsbedürfnis sei 
sicherlich ein wesentliches Argument. Es dürfe und solle seinerseits auch keinesfalls 
leichtfertig abgetan werden. Als Polizeibeamter wisse er sicherlich, wovon er spre-
che. Aber es seien gefühlte Sorgen und Ängste, die sachlich nicht begründbar seien. 
Dies würden wissenschaftliche Untersuchungen der FH Münster belegen. Von der 
Nachtabschaltung sei also niemand wirklich betroffen. Das vorgebrachte Argument, 
die eigene Flurbeleuchtung beim nächtlichen Toilettengang nicht anmachen zu müs-
sen, könne er nicht gelten lassen. Hier läge die Belastung hochgerechnet auf 10 Jah-
re bei einem Euro. Diskutiert werde nun also auch die Gegenfinanzierung. Dass das 
Schreiben des Landrats so spät übersandt worden sei, sei bedauerlich. Es werde 
zwecks Gegenfinanzierung die ganze Zeit von einer Anhebung des Hebesatzes um 8 
Punkte von 413 auf 421 gesprochen. Bei einem durchschnittlichen Haushalt wie sei-
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nem wäre das eine jährliche Zusatzbelastung in Höhe von 8 €. Dass eine solche An-
hebung niemanden arm mache, gelte sicherlich für alle anwesenden Personen. Aber 
die Anwesenden seien kein Maßstab. Es gebe auch Rentner, Hartz IV Empfänger, 
Kleinverdiener oder Alleinerziehende. Für manche Personenkreise seien 8 € viel 
Geld, wenn die Ausgabe nicht unbedingt notwendig sei. Ein Großteil der Bürgerinnen 
und Bürger hätte ohnehin die Augen zu und würden ohne den Lichteinfall tatsächlich 
auch besser schlafen und hätten dann über Tag erneut diese aus objektiver Sicht 
unbegründeten Sorgen und Ängste aufgrund der Nachtabschaltung. Das Schreiben 
des Landrats sehe im Übrigen eine Erhöhung des Hebesatzes um 9 Punkte vor, wo-
bei diese Erhöhung zur Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes notwendig 
werde. Als Deckungsvorschlag für die Einschaltung der Beleuchtung sei die Erhö-
hung nicht gedacht. Wenn nun die gewünschten Erhöhungen summiert würden, er-
gebe sich dann schon fast ein Betrag in Höhe von 30 € pro Haushalt. Das mache 
sich dann schon überall bemerkbar. Sicherlich sei der eine oder andere Nacht-
schwärmer durch die Nachtabschaltung betroffen – in diesen Fällen sei wie gesagt 
die Mitnahme einer Taschenlampe ratsam. Doch wie hoch sei die Zahl der Betroffe-
nen tatsächlich? Am Wochenende sicherlich etwas mehr. Er habe jedenfalls jeman-
den gefragt, der mehr oder weniger täglich nachts unterwegs sei. Die Antwort laute: 
außer Streifenwagen, Krankenwagen und Zeitungszusteller/innen sehe er nieman-
den. Höchstens noch jemanden mit einem Hund. Im Prinzip sei also niemand wirklich 
betroffen. Aber die Einschaltung des Lichts müsse von jedem Haushalt bezahlt wer-
den. Dies könne er nicht nachvollziehen. Auf der anderen Seite habe die Verwaltung 
ein weiteres Sparfeld gefunden: die Absenkung der Wassertemperatur im städti-
schen Hallenbad von 30° auf nun 27,5°. Aus Sicht eines Schwimmers sei hier nichts 
einzuwenden – und er habe zahlreiche Kilometer im Wasser zu verzeichnen. Eine 
Absenkung der Temperatur um 1° erspare 25.000 €; bei Senkung um 2,5° erreiche 
man 60.000 €. Das sei ebenfalls ein ordentlicher Batzen. Aber im Gegensatz zur 
Nachtabschaltung würden von einer Absenkung 82.000 jährliche Schwimmbadbesu-
cher betroffen sein, die tatsächlich in ihrem Empfinden und Wohlgefühl belastet wür-
den. Wenn nun nachts das Licht weiterhin abgeschaltet würde, bei Beleuchtung nur 
jede 2. Lampe eingeschaltet und zusätzlich noch die Wassertemperatur gesenkt, sei 
man schnell bei 200.000 € jährlichen Einsparungen. Auf diese Weise würde eine tat-
sächliche Entlastung geschaffen. 
 
Stadtverordneter Kravanja entgegnete, dass sein Vorredner den Zusammenhang 
zwischen dem Schreiben des Landrats und der Wiedereinschaltung der Straßenbe-
leuchtung falsch dargestellt habe. Aufgrund des Schreibens des Landrats vom 
03.09.2012 seien die Hebesätze unabhängig von der Straßenbeleuchtung auf die 
fiktiven Hebesätze anzuheben, damit ein Haushaltssicherungskonzept im nächsten 
Jahr genehmigt werden könne. Selbst wenn man also die Straßenbeleuchtung weiter 
ausschalten würde, wäre die Grund- und Gewerbesteuer erhöht. Ein ursächlicher 
Zusammenhang zwischen Erhöhung der Hebesätze und Wiedereinschalten des 
Lichts bestehe also faktisch nicht. Die Bürgerliste sei grundsätzlich der Meinung, 
dass die Straßenbeleuchtung sofort wieder eingeschaltet werden müsse. Das Gefühl 
der nächtlichen Unsicherheit sei nicht länger hinnehmbar. Für die Übergangszeit, bis 
die Anschaffung einer LED-Beleuchtung technisch, finanziell und wirtschaftlich zu 
vertreten sei, solle aus Sicht der Freien Bürgerliste wie folgt verfahren werden: In 
Straßen, in denen bereits jetzt um 21 Uhr jede zweite Laterne abgeschaltet werde, 
solle von nun während der gesamten Leuchtdauer nur jede zweite Laterne einge-
schaltet werden. In Straßen, in denen das bisher nicht möglich sei, solle überprüft 
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werden, inwieweit durch Herausdrehen der Leuchtmittel eine gleiche Wirkung erzielt 
werden könne. Dabei seien auch versicherungstechnische Fragen zu beachten. Falls 
das Herausdrehen der Leuchtmittel nicht möglich sei, mache eine technische Umrüs-
tung für 12.500 € Sinn, da die jährlichen Einsparungen diese Kosten bei weitem 
übersteigen würden. Einzige Ausnahme von der „Dimmung“ solle die Kernstadt mit 
ihren Haupteinkaufsstraßen sein. Der restliche Fehlbetrag werde aus den im näch-
sten Jahr ohnehin zu erhöhenden Steuerhebesätzen finanziert.    
 
Stadtverordneter Mingers erklärte, dass er die Diskussion nun die ganze Zeit verfolgt 
habe und die Situation sich für ihn wie totaler Irrsinn darstelle. Die Straßenlampen 
würden tagsüber im Weg stehen und nachts nicht leuchten. Eine ideologische Debat-
te darüber, dass Licht ja auch Kultur sei, wolle er an dieser Stelle auch nicht führen. 
Zudem könne man nicht sagen, dass den Rat die Schuld treffe. Vor diesem Hinter-
grund müsse man die Politik der Bundesregierung in Bezug auf die Vermögens- und 
Einkommensteuer der vergangenen Jahre betrachten – dort würden große Geldver-
mögen geschützt. Hier in Geilenkirchen rede man über die Erhöhung der Grundsteu-
er B, um nachts die Straßenlaternen einzuschalten. Das Unverständnis der Bevölke-
rung könne er nachvollziehen. Darüber hinaus sei das Vorgehen des Bürgermeisters 
im Vorfeld der Abschaltung seines Erachtens nicht korrekt gewesen. Die Maßnahme 
sei lange vorher in die Wege geleitet worden und die Öffentlichkeit sei lediglich in 
einer Ratssitzung unter Punkt „Mitteilungen des Bürgermeisters“ über die bevorste-
hende Nachtabschaltung unterrichtet worden. Dass die Bürgerinnen und Bürger sich 
nun mobilisiert hätten und die Straßenbeleuchtung wieder eingeschaltet werde, halte 
er für eine Sternstunde der Demokratie. 
 
Stadtverordneter Kasper warf ein, dass er gerne auf die Beiträge zur Einführung der 
LED-Technik reagieren würde. In der 10. Sitzung des Umwelt- und Bauausschusses 
im vergangenen Jahr, sei der Ausschuss durch ein unabhängiges Ingenieurbüro über 
den derzeitigen Entwicklungsstand der LED-Technik in der Straßenbeleuchtung in-
formiert worden. In dem Vortrag sei ausdrücklich darauf hingewiesen worden, dass 
der Einsatz der LED-Technik im Straßenbeleuchtungsbereich derzeit noch verfrüht 
sei. Er zitiere aus der Niederschrift: „Auf anschließende Nachfrage von Stadtverord-
netem Benden erklärte Herr Heyen, dass er ein Abwarten von ca. zwei Jahren bis 
zur Entscheidung über einen Wechsel auf LED-Technik in der Straßenbeleuchtung 
für sinnvoll halte.“  
 
Stadtverordneter Dr. Evertz erläuterte, dass er dem Stadtverordneten Mingers zu-
stimme. Es seien teure Straßenlaternen aufgestellt worden, die nachts nicht brennen 
würden. Darüber hinaus schließe er sich dem Stadtverordneten Conrads an, dass 
die nächtliche Beleuchtung nicht notwendiger Luxus sei. Eventuell sei ein Kompro-
miss möglich, dass z.B. nur jede zweite Laterne eingeschaltet werde. Außerdem sol-
le die Verwaltung überprüfen, ob nicht auch Straßenzüge von der Beleuchtung aus-
genommen werden könnten. Entgegen der Meinung des Stadtverordneten Kasper 
sei die LED-Technik wie auch andere technische Bereiche unheimlich schnell in ihrer 
Entwicklung.  
 
Bürgermeister Fiedler riet, keinen zu engen Beschluss zu fassen. Die Verwaltung 
habe den Beschlussvorschlag bewusst offen formuliert. Denn bei Einschaltung jeder 
zweiten Laterne stelle sich auch die Frage, wer dann eventuell erneut mit Nachteilen 
zu kämpfen habe. Er bitte darum, nicht erneut die gleiche Situation zu schaffen. Ge-
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rade im Bereich der Innenstadt könne nicht jeder Beleuchtungszustand befürwortet 
werden. Der Beschlussvorschlag sehe die offene Lösung vor und der Verwaltung die 
Möglichkeit, verschiedene Szenarien durchzuspielen, um das bestmögliche Modell 
mit der besten Gegenfinanzierung zu wählen. Dazu benötige sie jedoch eine gewisse 
Flexibilität, die ihr der Rat durch den Beschluss geben könne. 
 
Stadtverordneter Beemelmanns zeigte auf, dass der Stadtverordnete Conrads ihm 
aus der Seele gesprochen habe und er sich seine Ausführungen nun sparen könne. 
Er sei heute noch von einigen Bürgerinnen und Bürgern auf seine Haltung zur 
Nachtabschaltung angesprochen worden. Er plädiere für die Beibehaltung der 
Nachtabschaltung und halte den Vortrag des Stadtverordneten Conrads für ausge-
zeichnet. Er sei eindeutig für die Nachtabschaltung. 
 
Stadtverordneter Kravanja hielt fest, dass fast alle das Gleiche wollen. Eine flexible 
Wiedereinschaltung der Beleuchtung bspw. mit jeder 2. Laterne wobei die Hauptein-
kaufsstraßen in Geilenkirchen hiervon unberührt bleiben sollten. Gerne könne der 
Vorschlag der Verwaltung auch so übernommen werden. Ihm sei außerdem wichtig 
festzustellen, dass man in der jetzigen Situation insbesondere in Richtung Verwal-
tung nicht nachtreten wolle. Insgesamt sei gemeinsam falsch begonnen worden. 
Gemachte Fehler würden korrigiert und man würde es jetzt richtig anpacken. Schuld-
zuweisungen seien nicht notwendig und im Wesentlichen müsse man jetzt nach vor-
ne schauen. Im Übrigen handele es sich ohnehin um eine Übergangsphase, bis die 
LED-Technik installiert sei. 
 
Stadtverordneter Hoffmann betonte, dass seine Fraktion allgegenwärtig Unmut der 
Bevölkerung zur Kenntnis genommen habe. Verwunderlich sei für ihn der Gegenfi-
nanzierungsvorschlag. Als einzige Möglichkeit sehe man hier eine Steuerschaukel. 
Dies sei für ihn nicht verständlich, da es zahlreiche andere gute Ideen zur Finanzie-
rung gebe. Alternativ könne an anderer Stelle bspw. eine Parkraumbewirtschaftung 
eingeführt werden. Daneben sei in anderen Städten selbstverständlich, dass ein 
Gastronomiebetrieb für die Inanspruchnahme von öffentlichem Raum für Außenbe-
wirtschaftung Gebühren zahle. Darüber hinaus verfolge die Stadt ein Handlungskon-
zept aus dem Jahr 2006 zum Ausbau der Innenstadt. Seitdem habe sich jedoch so 
viel verändert, dass die Umsetzung seines Erachtens hinterfragt werden sollte. Es 
sei unverständlich, dass die Abschnitt III bis V nach wie vor verfolgt würden. Für den 
Ausbau der Herzog-Wilhelm-Straße müsse die Stadt 272.000 € aufbringen und das 
Teilstück von der evangelischen Kirche bis zur Hirsch Apotheke koste die Stadt 
230.000 €. Das seien eine halbe Million Euro für die Umsetzung eines veralteten 
Konzepts. Er frage sich, ob hier nicht ein anderer Weg eingeschlagen werden könne.  
 
Bürgermeister Fiedler stellte richtig, dass die Stadt in keiner Weise eine Steuer-
schaukel anwende. Hier sei man vermutlich der Presse auf den Leim gegangen. Na-
türlich sei es Aufgabe der Presse, fokussiert und unabhängig zu berichten. Doch der 
Bericht über eine Steuererhöhung von 8% entspreche nicht ganz den Tatsachen. Die 
Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer B um 8% sei eine Überlegung gewesen. 
Daneben habe es viele kreative Ideen der Fraktionen und auch der Verwaltung ge-
geben, um eine Gegenfinanzierung für die Straßenbeleuchtung zu ermöglichen – in 
diesem Punkt müsse er auch dem Stadtverordneten Hoffmann widersprechen. Na-
türlich würde er auch eine Lösung zur Gegenfinanzierung vorziehen, bei der die 
Grundsteuer nicht erhöht werden müsse. Er plädiere dafür, dass man sich in diesem 
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Punkt nicht verrückt machen lassen solle; eine Steuererhöhung sei bis jetzt noch 
nicht in Stein gemeißelt. 
 
Stadtverordnete Frohn meinte, dass sie persönlich die Argumente des Stadtverord-
neten Conrads gut verstehen könne. Dennoch könne die Reaktion der Bürgerinnen 
und Bürger nicht außer Acht gelassen werden, so dass ihre Fraktion dem Antrag auf 
Wiedereinschaltung der Beleuchtung zustimme. Nachteilig sei natürlich, dass die 
Nachtabschaltung mit 70.000 € pro Jahr etwas voreilig in zukünftige Haushalte ein-
gerechnet worden sei. Sie wolle mit dieser Feststellung keine Schuld zuweisen. Zu-
künftig sollte aber vorsichtiger geplant werden. Nun sei für sie noch fraglich, wann 
das Licht denn wieder eingeschaltet werde. 
 
Bürgermeister Fiedler antwortete, dass er keinen genauen Zeitpunkt nennen könne. 
Es handele sich jedoch nicht um Monate oder Wochen sondern um wenige Tage. 
Abhängig sei die Wiedereinschaltung einzig von der NEW, die man morgen früh über 
den Wunsch der Wiedereinschaltung informieren werde. 
 
Stadtverordneter Benden stellte fest, dass der Wortbeitrag des Stadtverordneten 
Hoffmann einer Haushaltsrede würdig gewesen sei. Sparvorschläge wie eine Park-
raumbewirtschaftung begrüße er. Auch eine Überarbeitung des Handlungskonzeptes 
sei denkbar. Die Steuererhöhung sei jedoch nur ein Vorschlag zur Gegenfinanzie-
rung gewesen. Er sehe aber ein anderes Problem: vor der Nachtabschaltung seien 
an den Laternen rote Bändchen angebracht worden, die mindestens 1.000 € an Ma-
terial-, Planungs- und Personalkosten verursacht hätten. Er spreche sich nun dafür 
aus, diese Bändchen nicht sofort wieder zu entfernen. Immerhin bestehe nach wie 
vor die Möglichkeit, dass sie noch benötigt würden. Er stimme zu, dass die Verwal-
tung durch einen Beschluss nicht festgezurrt werden solle. Dennoch müsse eine 
schnellstmögliche Umsetzung des Beschlusses erfolgen.  
 
Stadtverordneter Jansen betonte, dass er die Aussagen der Stadtverordneten Con-
rads und Beemelmanns unterstütze. Mit dem Thema werde seines Erachtens viel zu 
radikal umgegangen. So sei bspw. eine Überlegung wert, die Nachtabschaltung eine 
Stunde später beginnen zu lassen oder Sonderregelungen für Wochenenden zu 
schaffen. Bisher werde ausschließlich schwarz/weiß gedacht, obwohl hier sehr viel 
Spielraum für Zwischenlösungen vorhanden sei. Darüber hinaus sollten die Bänd-
chen weiter an den Laternen bleiben. Da habe niemand etwas gegen.  
 
Stadtverordneter Wolff meinte, dass der Wortbeitrag des Stadtverordneten Benden 
doch sehr populistisch gewesen sei. Zum Stadtverordneten Hoffmann könne er nur 
sagen, dass die Steuerhöhung für ihn eine von vielen möglichen Lösungen sei. 
Grundsätzlich wollte aber auch seine Fraktion die Verwaltung nicht festzurren.  
 
Bürgermeister Fiedler zeigte auf, dass die Bevölkerung die Lampen wieder anhaben 
wolle und man dieser Haltung nun nachkommen müsse. Dass die Verwaltung das 
Schreiben des Landrats verspätet weitergeleitet habe, sei ein Versehen. Er habe das 
Schreiben nach Eingang bei der Verwaltung an den Kämmerer weitergeleitet. Zu 
diesem Zeitpunkt sei nicht bekannt gewesen, dass dieser für einen längeren Zeit-
raum erkrankt sei. Bei genauerer Betrachtung sei das Schreiben des Landrats für 
den heute zu fassenden Beschluss auch nicht ausschlaggebend. Zwar ist in dem 
Schreiben die Rede von einer Steuererhöhung. Diese sei aber unabhängig von der 
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Nachtabschaltung zu sehen. Zweitens wolle er den Sachverhalt mit dem Schwimm-
bad erläutern. In einem Gespräch mit dem Techniker des Schwimmbades wurde 
während eines Ortstermins erörtert, welche Temperaturen die Schwimmbäder umlie-
gender Gemeinden hätten. Da diese überall mit 28° beheizt seien, habe man sich 
darauf verständigt, in Geilenkirchen eben diese Temperatur einzustellen. Aufgrund 
der älteren Technik im Schwimmbad könne dies nur manuell erledigt werden, so 
dass die Einstellung der Temperatur etwas Zeit in Anspruch nehme. Heute Morgen 
habe die Temperatur bereits bei 27,9° gelegen. Im Lehrschwimmbecken und 
Planschbecken seien natürlich höhere Temperaturen. Grundsätzlich sei hier jedoch 
enormes Einsparpotenzial vorhanden und das Geilenkirchener Schwimmbad müsse 
nicht wärmer als alle anderen in der Umgebung sein. Vor der Abstimmung bleibe 
noch anzumerken, dass auch die Antworten der NEW auf die Fragen der Verwaltung 
erst am 22. eingereicht worden seien. Persönlich könne er zum Thema Beleuchtung 
sagen, dass es hierbei sicherlich ein subjektives und objektives Sicherheitsempfin-
den gebe. Er habe erst kürzlich einen französischen Philosophen über Sicherheit 
sagen hören, dass diese immer subjektiv sei.  
     
Beschluss: 
 

a) Der Rat beauftragt die Verwaltung, die Straßenbeleuchtung zum erstmögli-
chen Zeitpunkt in den Einschaltstatus vor dem 01.07.2012 zurück zu verset-
zen. 

b) Die Verwaltung wird beauftragt, den Einsparbetrag von 70.000 € per anno an 
anderer Stelle im Haushalt auszuweisen. Die Verwaltung möge dazu die Er-
höhung der Grundsteuer B und Energieeinsparungen zum Beispiel durch den 
Wechsel der Beleuchtungstechnologie anstreben. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 29 

Nein: 5 

Enthaltung: 1 
 

 
TOP 5 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche im Bereich des "Flussviertels" zwischen der 
Ruhrstraße, der Hünshovener Gracht und südlich des Spielplatzes 
Vorlage: 675/2012 

 
Beschluss: 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 77 der Stadt Geilenkirchen wird aufges-
tellt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 35 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
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TOP 6 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 34 der Stadt Geilenkirchen 
Geltungsbereich: Fläche im Stadtkern, östlich der Wurmbrücke zum 
Wurmauenparkplatz, am nördlichen Ende der Straße In der Au 
- Beratung über die während der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 
Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen 
- Verabschiedung der Bebauungsplanänderung als Satzung 
Vorlage: 679/2012 

 
Beschluss: 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 34 der Stadt Geilenkirchen wird als Sat-
zung verabschiedet. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 35 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 

 
TOP 7 66. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche in Geilenkirchen, östlich der Landstraße 
zwischen dem Regenrückhaltebecken und der Straße nach Hochheid 
- Beratung über die während der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 
Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen 
- Verabschiedung der Flächennutzungsplanänderung 
Vorlage: 680/2012 

 
Beschluss: 
 
Die 66. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Geilenkirchen wird verabschiedet. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 31 

Nein: 3 

Enthaltung: 1 
 

 
TOP 8 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 96 der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche in Geilenkirchen, östlich der Landstraße 
zwischen dem Regenrückhaltebecken und der Straße nach Hochheid 
- Beratung über die während der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 
Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen 
- Verabschiedung der Bebauungsplanänderung als Satzung 
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Vorlage: 681/2012 
 
Beschluss: 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 96 der Stadt Geilenkirchen wird als Sat-
zung verabschiedet. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 31 

Nein: 3 

Enthaltung: 1 
 

 
TOP 9 Antrag der SPD-Fraktion auf Wiedereinführung des Fahrzeugkenn-

zeichens GK für die Stadt Geilenkirchen 
Vorlage: 705/2012 

 
Stadtverordneter Hoffmann erklärte, dass der Antrag selbst eine sehr ausführliche 
Begründung enthalte. Manche würden sich mit dem Gedanken tragen, ob ein eige-
nes Kennzeichen eine Bewegung gegen den Kreis sei. Er vergleiche die Situation mit 
einem Fußballspiel. Während größerer Turniere würden an Autos bspw. Deutsch-
land-Fähnchen angebracht, um den Stolz und die Freude über die eigene Herkunft 
kenntlich zu machen. Dies sei bei den GK-Kennzeichen genauso. Zudem habe jeder 
die Wahlmöglichkeit. Im Kreis Düren werde bspw. das alte Kennzeichen JÜL wieder 
eingeführt. Dort habe es an einem Tag bereits 1.700 Vorreservierungen auf die 
Nummernschilder gegeben. Übertragen auf Geilenkirchen wären das 1.200 mögliche 
Reservierungen. Er hoffe, dass sich der Rat nun für die Wiedereinführung entschei-
de. 
 
Stadtverordneter Wolff betonte, dass der Antrag auf Anhieb Zustimmung in seiner 
Fraktion gefunden habe. 
 
Stadtverordneter Melchers führte aus, dass seine Fraktion dem Antrag ebenfalls 
wohlwollend gegenüber stehe. Gleichzeitig lobe er die SPD-Fraktion für die Idee, auf 
kostenneutrale Weise die Stadt Geilenkirchen attraktiver zu machen.  
 
Stadtverordneter Kravanja meinte, so kostenneutral es für Geilenkirchen sei, so sehr 
könne sich der Kreis Heinsberg über zusätzliche Gebühren freuen. Immerhin ver-
zeichne der Kreis Düren durch die Wiedereinführung bis jetzt schon einen Gebüh-
renzuwachs im fünfstelligen Bereich. Natürlich könne man sich fragen, ob der Rat 
über nichts Wichtigeres zu entscheiden habe. Doch wenn das Interesse an eigenen 
Kennzeichen in Geilenkirchen so groß wie in Düren sei - zeitweise so groß, dass der 
Reservierungsserver nicht mehr erreichbar gewesen sei – dann wäre alles wunder-
bar. 
 
Stadtverordneter Jansen teilte mit, dass er sich außerordentlich über den Antrag der 
SPD freue. Immerhin habe er bereits vor einigen Jahren darum gebeten, dass die 
Wiedereinführung des Geilenkirchener Kennzeichens im Auge behalten werden soll-
te. Seines Erachtens sei es richtig, in Geilenkirchen mit einem Geilenkirchener 
Kennzeichen zu fahren.  
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Bürgermeister Fiedler erwiderte, dass der Beigeordnete Brunen nun etwas zur 
Durchsetzungsfähigkeit der Wiedereinführung eines alten Kennzeichens erläutern 
werde – ein möglicher Beschluss solle hiermit jedoch nicht beeinflusst werden. 
 
Beigeordneter Brunen erläuterte, dass der Rat der Stadt trotz einer möglichen positi-
ven Beschlussfassung über den Antrag der SPD nicht antragsbefugt sei. Nur das 
Land NRW könne beim Bund einen Antrag auf Wiedereinführung des alten Kennzei-
chens stellen. Die Stadt könne die Antragstellung also nur anregen und müsse dann 
abwarten. Sicherlich werde auch der Kreis zu einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
Bürgermeister Fiedler ergänzte, dass jeder im Kreis Heinsberg dann auch das Gei-
lenkirchener Kennzeichen beantragen könne. Es sei nicht ausschließlich Geilenkir-
chenern vorbehalten. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Geilenkirchen beauftragte die Verwaltung mehrheitlich, bei der 
Kreisverwaltung/dem Landrat einen Antrag auf Wiederzulassung des Alt-
Kennzeichens „GK“ für die Stadt Geilenkirchen zu stellen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 31 

Nein: 1 

Enthaltung: 3 
 

 
TOP 10 Antrag der FDP-Fraktion auf Verringerung der Zahl der Ratsmitglieder 

von 38 auf 34 
Vorlage: 710/2012 

 
Stadtverordnete Frohn erläuterte, dass in der Situation der Haushaltssicherung jeder 
Stein umgedreht werden müsse, um Geld zu sparen. Die Einwohnerentwicklung Gei-
lenkirchens stocke seit Jahren, so dass ihre Fraktion nun eine Verkleinerung des Ra-
tes beantrage. Die Entscheidung des Rates über die Verkleinerung müsse 15 Mona-
te vor Ende der aktuellen Wahlperiode erfolgen. Daher werde der Antrag zu diesem 
Zeitpunkt gestellt. 
 
Stadtverordneter Wolff betonte, dass seine Fraktion in diesem Punkt anderer Auffas-
sung sei und die Thematik Gegenstand vielfacher Diskussionen in den vergangenen 
Jahren gewesen sei. Die Stadt Geilenkirchen sei eine Flächengemeinde mit zahlrei-
chen Ortschaften, die jeweils einen Vertreter bzw. eine Vertreterin in den Rat ent-
senden. Bei einer Verkleinerung des Rates, wäre dies nicht mehr gegeben und die 
Ortschaften wären nicht mehr alle im Rat repräsentiert. Tatsächlich wäre es auch so, 
dass Geilenkirchen seinen Rat noch vergrößern müsste, wenn nur 1.500 mehr Ein-
wohnerinnen und Einwohner vorhanden wären. Seine Fraktion stimme dem Antrag 
nicht zu. 
 
Stadtverordneter Kravanja meinte, dass die Bürgerliste den Vorschlag der FDP Frak-
tion vollumfänglich ablehne. Das Ziel, Einsparungen zu generieren, sei ehrenwert. 
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Aber Einsparungen müssten an der richtigen Stelle angesetzt werden. Die Größe 
des Rates sei dafür ungeeignet. Eine Verkleinerung des Rates sei undemokratisch. 
Sie führe dazu, dass sich die notwendige Stimmenzahl für einen Sitz im Rat erhöhe. 
Dadurch werde neuen, jungen politischen Kräften und kleinen Parteien der Einzug in 
das Kommunalparlament erschwert oder verwehrt. Im Ergebnis würden mehr Wäh-
lerstimmen im Rat unrepräsentiert bleiben. Eine Verkleinerung des Rates führe auch 
dazu, dass nicht mehr alle Ortschaften im Rat repräsentiert würden. Durch die not-
wendige Verringerung der Wahlbezirke würden die ohnehin schon unterrepräsentier-
ten Ortschaften noch weniger eigene Direktkandidaten stellen können. Das Risiko 
von Ausgleichsmandaten steige. Trotzdem sei es generell richtig, sich Gedanken 
darüber zu machen, wie der Rat auch an sich selbst sparen könne. Richtige Ansatz-
punkte gebe es an anderen Stellen, zum Beispiel: Die Zuwendungen zum Ge-
schäftsaufwand könnten verringert werden, so dass Einsparungen von ca. 650 € 
monatlich erreicht werden könnten. Darüber hinaus gebe es bei den Aufwandsent-
schädigungen für Stadtverordnete die Wahl zwischen einer pauschalen Gewährung 
und einer Pauschale zzgl. Sitzungsgeld. Über Punkte wie diese müsse man sich Ge-
danken machen. Nicht heute, denn das sei ein Schnellschuss, sondern in Zukunft. 
Denn es sei wichtig, dass der Rat signalisiere, dass er bereit sei, auch an sich selbst 
zu sparen – allerdings nicht über eine Verkleinerung des Rates.     
 
Stadtverordneter Benden führte aus, dass er das Ziel des Antrags auch bei den 
Kommunalpolitikern zu sparen, für sinnvoll halte. Seine Fraktion verfolge jedoch ei-
nen anderen Ansatz. Da seine Fraktion beabsichtige, in der kommenden Sitzung ei-
nen entsprechenden Antrag einzubringen, werde er den Vorschlag kurz erläutern. 
Den Rat wolle man ungern verkleinern. Aber manche Stadtverordnete würden zeit-
gleich noch als Ortsvorsteher fungieren, so dass sie zweimal eine Aufwandsentschä-
digung erhalten würden, obwohl sie auch als Stadtverordnete ihre Ortschaft vertreten 
würden. Der § 39 der Gemeindeordnung sehe vor, dass eine Gemeinde ihr Gebiet in 
Bezirke aufteilen könne. Dies sei jedoch keine zwingende Norm. Bei Abschaffung der 
Ortsvorsteher würde die Stadt 18.000 € sparen, wobei kein Nachteil für die Ortschaf-
ten entstehe, da weiterhin ein Repräsentant im Rat vertreten sei. Beispielhaft nenne 
er die Stadtverordnete Hensen, die zeitgleich noch Ortsvorsteherin in Grotenrath sei. 
Wenn ein Bürger Frau Hensen nun aufsuche, werde sicherlich nicht vorab differen-
ziert, ob Frau Hensen als Stadtverordnete oder Ortsvorsteherin aufgesucht werde. 
Durch die Beibehaltung der Größe des Rates würden die Ortschaften nach wie vor 
gut vertreten. Darüber hinaus haben Ortsvorsteher im Rat kein Rederecht, Stadtve-
rordnete sehr wohl. Daher kündige er den Antrag seiner Fraktion auf Aufkündigung 
der Bezirkseinteilung ab der kommenden Legislaturperiode an. Dem Antrag der FDP-
Fraktion auf Verkleinerung des Rates werde seine Fraktion aus den genannten 
Gründen nicht zustimmen. 
 
Stadtverordneter Hoffmann erklärte, dass er dem Stadtverordneten Wolff nur zu-
stimmen könne und ein gleichlautender Antrag vor zehn Jahren bereits abgelehnt 
worden sei. 
 
Beschluss: 
 
Der Antrag der FDP-Fraktion auf Verkleinerung des Rates wurde seitens des Rates 
der Stadt Geilenkirchen mehrheitlich abgelehnt. 
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Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 4 

Nein: 30 

Enthaltung: 1 
 

 
TOP 11 Anfrage nach § 17 der Geschäftsordnung der FDP-Fraktion zum der-

zeitigen Stand des Ausbaus der L 364n 
Vorlage: 709/2012 

 
Stadtverordneter Melchers erklärte, dass es sich bei der Anfrage nicht um das Teil-
stück Süggerath/Tichelen handele sondern um die Ortsumgehung Hückelhoven. Im-
merhin sei in der Presse in den vergangenen Tagen darüber berichtet worden. 
 
I. Beigeordneter Hausmann führte aus, dass die Ortsumgehung Hückelhoven plan-
festgestellt sei. Der Bau des im vergangenen Jahr diskutierten Kreisverkehrs sei im 
Augenblick zurückgestellt. Die Weiterführung der L 364n als Umgehung Hilfarth und 
Brachelen werde vom Land und vom Kreis Heinsberg geplant. Die komplette Pla-
nung der L 364n sei Bestandteil des Landesstraßenbedarfsplanung. Wann die In-
dustriebaufläche Lindern erschlossen werde, sei jedoch noch nicht bekannt, da das 
weitere Verfahren abgewartet werden müsse. 
 
 
TOP 12 Anfragen nach § 17 der Geschäftsordnung der Stadt Geilenkirchen 
 
Es gab keine weiteren Anfragen nach § 17 der Geschäftsordnung. 
 
 
TOP 13 Fragestunde für Einwohner 
 
Herr J. J. Plum erkundigt sich, welche Kosten durch die Wiedereinschaltung des 
Lichts nun auf die Stadt zukommen würden. 
 
Bürgermeister Fiedler antwortete, dass die technische Anpassung der Beleuchtung 
ca. 3.000 € kosten werde. Für 2012 und die kommenden Jahre müsse die Stadt dar-
über hinaus die eingeplanten 70.000 € zzgl. einer Summe x kompensieren. In der 
Versuchsphase von 3,5 Monaten habe die Stadt Einsparungen in Höhe von 14.500 € 
erzielt. 
 
 
Sitzung endet um: 20:03 
 
 
Vorsitzender    Schriftführerin 

Bürgermeister 
Thomas Fiedler 

   Tina Beckers-Offermanns 
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